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H." E. Meixner/ Walter Wecker: Managen statt verwalten- Von der Personal
verwaltung hin zur professionellen Gestaltung der Personalstrukrtur Polizei,

Stichworte: Stellenbedarfsermittlung, Personalbedarfsplanung,
Aufgabenvolumen Polizei Stellenbewertung, Aufstieg in den gehobenen
Dienst, Laufbahnreform, Polizeidienst ist gehobener Dienst, Auswirkungen

Hans Eberhard Meixner / W. Wecker'

Managen statt Verwalten
- Von der.Pcrsonalverwaltung hin zur professionellen Gestaltung der Personalstruktur Polizei -

Im nachfolgenden Beitrag setzen sich die Autoren kritisch mit
dem Persorutlmanagement in der Polizei am Beispiel des Lan
des Nordrhein-Weslfalett auseinander. Statt zukiinftsfähig
zu gestalten, -werde auf aktuelle Bedürfnisse beschränkt und
zum Teil politischer Opporiunität gemäß schlicht verwaltet
mit der Folge, dass erkannte Probleme nicht gelöst, sondern in
die Z' ukunft verschoben und nicht selten dadurch dramatisch

" Der Autor ist Professor an der Fachhochschulc für öfi'cntlielie
Verwaltung NRW, Abteilung Köln. W. Wecker ist leitender Poli-
■/.citiirelttor und Leiter GS im Rhcin-Erftkreis.

verschärft werden, In den Fokus ihrer Kritik stellen die Au
toren in einem ersten Beitragsteil die gegenwärtige Praxis der
Personalhedarfsplariung, der Stellenbedarfsplanung und der
Stellenbewertung sowie der PcrsonalentwickUmg, die lang
fristigangelegte Berufsperspektiven nicht erkennen lasse. Auf
die Wirkungen auf Berufszufriedenheit und Arbeitsverhahen
wird hingewiesen.

In einem zweiten Beitragsreil werden die Autoren auf die
Handhabung berufsförderlicher Veruiendungen, eines alters
adäquaten Personaleinsatzes (Grcnzalter) sowie auf dcmoti-
vierende Wirkungen von Beförderungsstaus eingehen. Sie
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^bieten aber aacb Arircgun^eti für ein umsichtigeres Personal-
mana^ment mit Eckwerteii und Arbeitshyfothesen für eine
zietjührende PersonalstruktiirpLrnung an. Diese Analyse
kann weiterhelfen: Denn, wer die tatsächlichen Herausfor
derungen beim Namen nennt, macht den ersten Schritt auf
dem VV'e^ zu einer nachhaltigen Lösung!

1. Die absehbaren Entwicklungen werden durch das
Tagesgeschäft überrollt!

."Veraltei verwaltet«, so titelte der Behördenspiegel im Iciz-
Xcn Jahr und wies damit auf die Konscc]ijenzen der demogra-
phischen Entwicklung hin. Vor allem die Altersschichtung
des Personals in den öffentlichen Vefwaltungen lässt viele
Herausforderungen erkennen. Scblagtvone wie Gesund
heitsmanagement und akersadäquater Personaleinsatz ge
winnen nunmehr an Gehör. Überraschen dürften diese Ent
wicklung und die daran gebundenen Problerne keinen. Denn,
was sich jetzt abzeichnet, sind keine neuen oder gar überra
schenden Erkenntnisse, An Hinweisen, Warnungen und Lö
sungsansätzen hat.es m den letzten Jahrzehnten nicht gefehlt,
wohl aber an Problemsensibilität. Gearbeitet und gewi«-
schafcet wurde nach dem Motten «-Augen zu und durch!«
Denn, so ein häufig geäube.rtes Argument, wer kann schon
genau sagen, was sich in 10 oder gar 20 Jahren auf einen Per
sonalkörper alles auswirkt?! Nun sind diese20 Jahre ins Land
gegangen, und es hat sich in der Akersstruktur erstaunlicli
wenig verändert. Die Prognosen der Vergangenheit lesen sich
wie aktuelle Störmeldurigen. Jetzt wird der Überdruck im
Kessel erkennbar. In solchen hektischen Zeite.n greift man
gerne auf Arbeits- und Projekcgruppen zurück. Vor 20 Jah
ren wäre dies sicherlich ein guter und - auch für den Steuer
zahler - lohnender Weg gewesen.
Doch wenden wir den Blick in die Zukunft. Der erste

Scnritt, um ein Problem zu lösen, ist, dass man es erkennt.
Dabei gilt es, Ursachen und Wirkungen auseinander zu hal
ten. Doch es ist erstaunlich: Viele Entscheidungen, die heute
getroffen werden, verschärfen geradezu die Probleme, die
man zu lösen vorgibt. So werden beispielsweise die Einstel
lungsquoten in vielen Ländern bei der Polizei drastisch her
abgesetzt, wie ertva in NRW - auf die Hälfte des tatsäch
lichen Bedarfs. Die Wippe mit ihren beiden Schalen der jün
geren und älteren Beschäftigten neigt sich so unter der ohne
hin schon übergewichtigen und drückenden Last der älteren
Jahrgänge. Dass man bei einer so einfachen Arithmetik auch
noch über eine Überalterung des Personalkörpcrs lamentie
ren kann, zeigt vor allem eines: Statt die Dinge beim Namen
zu nennen, werden aus politischen und fiskalischen Zwängen
Nebelkerzen gezündet. Gleichzeitig, das sei angemerkt, be
müht sich im gleichen Bundesland eine ministerielle Arbeits-
gruppe, Lösungen für die Auswirkungen einer Überalterung
des Personalkörpers zu entwickeln. Dass dabei an Sympto
men (z. B. altersadäquater Personaleinsatz - nachdem die
Leute bereits alt geworden sind!) laboriert wird, wird kaum
einen verRaindern. Denn letztendlich geht es um die Perso-
nalkosien, und es geht vor allem auch um Prioritäten bei den
vielen anstehenden Entscheidungen. Viele personelle Ent
scheidungen wurden und sverden in der öffentlichen Ver
waltung mit einem geradezu tKiben Blick getroffen, wenn es
um die tatsächlichen Folgekosten geht. .Alternative Wege
werden dann kaum ins Auge gefasst. D.i.s gilt im operativen
Geschäft ebenso wie bei strategischen Entscheidungen. Wer
den dann zeitlich versetzt die negativen Auswirkungen deut
lich, dann spiichi man statt von Pohlcntscheidungen von un-
ab weisbaren .Sachz '.v.invcn.

2. Wie viel Polizei braucht das L,and.'

Seit Jahrzeiinien bewegt diese Frage viele Gemüter - vor al
lem, wenn Landtagswahlcn anstehen. Von der Antwort auf
diese Frage hängtab, wie eine ideale Altersscbichtung bei der
Polizei auszusehen hat, und mit welchem jährlichen .Ergän-
zungsbedarl gcrecEnet werüen muss, um eine h.trmonischc
Akcrsschichtung langfristig stabil auszusteuern. In der S. Le-
gi-slaturperiode hat sich auch der Bundestag mit dieser Frage
beschäftigt und als Richtwert für das Aufgabenvolumen eine
Dichteziffer gewählt: Diese Dichteziffer sieht für 400 Bürger
einen Poiizcibeamten vor. Man hätte sich sicherlich zur Be
stimmung de.s Aufgabenvolunieiis eine exaktere .Methode
vorstellen können. Immerhin gibt es durchaus differenzier
tere .h-Iethoden zum Ermitteln des Stellenbedatfs. Diese .Me
thoden reichen von den politischen hin zu den summarischen
und analytischen Methoden.

Stellen bedarfserniittlu n g
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Sunittiarische:^:
Verfahren M' S

Analytiache
Verfahren

Technik;
tNTeÜverfahren

Tech.Qik; i"

Pragmatische !?chäiz> erfahren
Verfahren 1 1
Technik: | I Set
Druck

- Die pragmatischen Ansätze: Diese Verfahren bauen auf ein
Entscheidungsverhalicn, das meist keine in sich schlüssi
gen Entscheidungsmuster cr.kennen lässt. Es sind meist aus
der Not heraus bedingte Vorgaben.

- Die summarischen Ansätze: Diese Verfahren bauen auf
mehr oder weniger grobe Schätzungen, Schlüsselzaliien
und Erfahrungswerte.

- Die analytischen Ansätze: Hier wird der Bedarf möglichst
e.v,akt und differenziert nach Tätigkeiten, den durch
schnittlichen Bearbeitungszeiten und der verfügbaren ta
riflichen Arbeitskapazität ermittelt.
Die Methode der Dichteziffer ist im Rahmen des summa

rischen Ansatzes be.stcnfalls eine erste Orientierung. So hat
beispielsweise die Feuerwehr nach einem dra.matischen Er
eignis (Flughafenbrand Düsseldorf) ihre Stcllenbedarfsme-
thode (früher vergleichbar der Dichteziffer) durch eine Re
präsentanzquote verfeinert. Dass sich dabei der Stcllenum-
fang erheblich ersveiterte und auf den jährlichen Personalbe
darf deutlich auswirkte, verarnnden kaum.

Varianten des summarischen Verfahrens sind beispiels
weise

- Personalkennzahlcn, z. B. in Krankenanstalten die Rela
tion Bettenzahl zu Ärzten, in .Schulen Schüler pro Lehrer

- Failzahlen, z. B. Sozialhilfe pro Sachbearbeiter 140 Fälle,
pro Fallmaiiager SO Fälle,

- Dichteziffern, z. B. Bürgerämter ca. 4.0GO Einwohner pro
Sachbearbeiter, innere Sicherheit Einwohner pro Polizist

- Repräsentanzquoten, z. B. Feuerwehr, Schichtstärke
- Quoten- bzw. Pensenschlüssel, z. B. Gerichte pro Richter

X Urteile/Vergleiche
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■ Vergleichszahlen, z.B. incerkommunaler Vergleich,
■I3enchmarking

Wie kommt die Zahl40.000 Polizisten
zustande?

Verfügbarkeit eines Beamten. Bei einer 41 Stunden-Woche
ist die tägliche Arbeitszeit mit S,2 Stunden eindeutig festge
legt. Wie viel Tage ein Polizist im J.\hr verfügbar ist, hängt
von einer Reihe von Parametern wie etwa Krankheitstage,
Uriaubstage etc ab.

Personalbedarfsplanung

Für die Stellenplaiiung ist die Methode der Dichteziffer
ein besonders anspruchsloses Vorgehen. Die DeVlse heilk
dann, ministerielles Fortschreiben von Haushaltsansätzen
und Haushaltsplänen. Statt zu gestalten, wird so verwaltet.
Die daraus zwangsläufig entstehenden Probleme werden
dann auf den Schultern der Betroffenen vor Ort ausgetra-

Eine Diclneziffer kann letztendlich nicht eine genauere
Berechnung des Stellenbedarfs ersetzen. Gleichwohl m.acht
in vielen Bereichen eine Dichcezifler durchaus Sinn, da die
Ermittelung des Stellenbedarfs auch meist eine politische
Zielsetzung mit einbeziehc. Will man beispielsweise junge ar-
belt-slose Menschen schneller und gezielter in den Arbeits-
prozess zurückführen (vgl. ARGE), braucht man einen er
höhten Betreuungsaufwand. Dann werden die Betreuungs-
zahlen etwa von 1 Betreuer zu 170 Klienten auf etwa 1:70
herabgesetzt mir der Konsequenz, dass sich der Stellcnans,itz
erhöht.

Was man bei den summarischen Verfahren last regelmäßig
gekonnt übersieht, sind die Folgen eines geänderten UmJel-
des bei der Festlegung des Sielienansatzes. So haben bei
spielsweise die Gewerkschaften immer wieder in der Ver
gangenheit beklagt, dass Arbeitszeitverkürzungen zu keinen
angemessenen Mchreinstellungcn gclührt haben. Im Rahmen
der Haushajrskonsolidierung ist dies anders; Die Arbeits-
zeitvfrkürz.ung hat in vielen Bcrcislien zu einem anteiligen •
Stellenabbau geführt.

Was im .summarischen Bereich über die Daumenpeilung
abgewickelt wird, ermitteln die analytischen Verfahren ge
nauer. Verändern sich die Parameter, die hinter der Dichte
ziffer stehen, tnüsstc zumindest der personelle Gcsanitum-
fang entsprechend fortgcschric-ben werden. So hat beispiels
weise die Verkürzung bzw. die Verlängerung der Arbeitszeit
unmittelbare Kcmsequenzcn auf den Pcrson.tlbedarf. Hinter
der Dichteziffer steht wie auch bei den analytischen Verfah
ren ein Aufgabenvolumen. Auch wenn es nicht im Einzelnen
ausgewiesen wird, steht dahinter eine faktische Formel:
40.000 Polizisten = Aufgabenvolumen dividiert durch die
A.rbcil.skapazität.

Nicht konkret aii.s'gewicsen i.st in dieser Gleichung »Stcl-
Icnbedarf = 40.000 Polizisten« dxs Aufgabenvolumen. Dage
gen steht die Arbcitskapazität weitgehend fest. Sie ermittelt
.sich aus der jährlichen Arbeitszeit eines Polizisten. Diese Ar
beitskapazität ist somit das Produkt aus der wöchenlüchciv
bzw. täglichen Arbeitszeit und der in einem Jahr tag

Aufgabenvolumen Polizei
Auf der Basis einer analytischen

Stellenbedarfsennitilung

Der Stellcnbcdarf i.st das Ergebnis aus dem Aufgabcn-
volunten (AV) durch die /Vibeitskapaziiiii (AK).

St Bed

Aufgabenvolumen

Arbeitskapazität

Folgt man den ErfaJirungswenen der KGSt', dann ergibt
sich folgendes Bdd.
Jahresarbeitszeit in Minuten für Beamte/Angestellte
Jahr. 365,0 Tage, abzüglich
Sormtage 52,00 Tage
Samstage 52,00 "fege
Feiert,age 10,00 Tage
Summe Bruttoarbeitstage 251,00 Tage
abzüglich Ausfälle durch Erkrankungen, Kur-,
Heilverfahren, Sanatoriums.iufenthalte
(einschließlich Nachkuren) 13,75 Tage
Erholungsurlaub, Sonderurlaub, sonstige
ganztägige Dienstbefreiungen, Bildungsurlaub,
Mutterschutz, Wehrübungen 33,80 Tage
zu berücksichtigende Nettoarbeitstage 203,45 Tage

Interessant sind die Vergleichzahlen für die Arbeiter. Statt
von 13,75 krankheitsbcdingteo Ausfällen geht man hier von
25,91 Ausfalltagen aus. Damit reduzieren sich die Nettoar
beitstage in diesem Personalsegmem auf 191,41 Arbeitstage.'
Solitc sich die These bestätigen, dass Schichtarbelt im Alter
zu höheren Ausfallzeiten führt, müsstc im Stellenplan eine
entsprechende (altcrsbedingte) Korrektur erfolgen. Um das
Aufgabenvolumen zu ermittein, orientieren wir uns zunächst
einmal beispielhaft an der aktuellen Vorgabe von 203,7 Ar
beitstagen im Jahr.

Schlüsselt man das Aufgabenvolumen nach Stunden auf,
dann verfügt die Polizei auf der Basis von 40.000 Stellen über

^  Aufgabenvolumen
40.000 (Stellen) =

203,7 Tage x 8, 2
X  = 40.000 X 203,7 Tage X 8,2 Stunden
X  = 66.813.600 Stunden

Da das Aufgabenvolumen als fixe Größe mit einem Stcl-
icnbestand von 40.000 Stellen festgelegt wurde, verbleibt als
variable Größe die Arbeitskapazität. Sie ergibt sich aus der
Zahl der verfügbaren Arbeitstage und der durchschnittlichen
Arbeitszeit pro Tag.

1 Komiminale Gcmcinschafisstelle für V«rw.iltung5man.tgcnicni.
Die KGSt ist eine Einrichtung der Kommunen. Hier werden die
.Steucrungsinstrumcme entwickelt und fortgeschrieben.
l KGSt Bericht 5/ 1995, Arbeitszeit einer Norrnalarbeitskraft.
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" Wird die Jahrcs-ubeitszcit um einen 'Ja[; verlängere, dann
führi dios bei einem Personalbestand von 40.000 Beschäftig
ten zu Einsparungen von:

106,36 Stellen (Ba.sis 38,5 Scundcn/Wochc) bzw.
184,39 Stellen (Basis 41,0 Stunden/Woche)

Bedenkt man.dass in einem Jahralleinc durch die variablen
Feiertage deutliche Schwankungen möglich sind, wird deut
lich, wo die Probleme der Methode "Dichteziffer- liegen.

In der Berechnung der KGSt wurden die Krankheitstage
bcreit.s abgezogen. Andere Ansätze arbeiten mit Bnrttoar-
beitzciteii und ermitteln gesondert einen .Reservebedarf. Ins
besondere in Bereichen, die Schicht- und Wcchscldicnste ge
koppelt mit einem hohen Weiterbildimgsbedarf aufweisen,
müssen neben der Krankheitscjuotc weitere Parameter (Bei
spiel: Fortbilduugsiagc) in die .Berechnung einfließen.

H^'as wirkt auf die Arhehskapazität?

Zii'ei denkbare Wege

/. Man ermittelt die Briitioarbeitszeit,

dann tnuss man z\vani;.släiißii einen i 'crfügangs-
und Ii csereehedarf h es lim m en.

2. Man ermittelt die Netioarbeitszeit,

dann ist der V'erfii^un}>s- und Reserrehedar/
abgedeckt.

Wer mit Dichteziffern arbeitet, hat, das zeigen die.se weni
gen Hin weise, erhebliche Prob lerne- vor allem wenn der An
spruch erhoben wird, eine glaubwürdige Personalpolitik
(vgl. Fürsorge, Gesundheitsmanagement) sei ein wichtiger
Pfeiler der Mitarbeiterorientierung. Für eine dynamische
Pcrsonalbcdarfsplanung taugt diese Methode wenig. Sie
führt regelmäßig zu Problemen, die meist auf den Schultern
der Betroffenen au.sgciragen werden. Diese undifferenzierte
Sicht kann auch zu interessanten Pres,semittcilungen führen.
So stand in einer Tageszeitung an exponierter Stelle zu lesen:
»Hormonstörungen läs.st Polizcikarricre nicht zu!
Petitionsaussclniss: Der Kummerkasten des Landtags prä
sentiert seine Bilanz mit haarsträubenden Beispielen

In ihrem Bericht für das zweite Halbjahr 2006 legte die
Ausschussvorsitzende Inge Howe (SPD) dem Parlament
gestern eine Bilanz mit haarsträubenden Einzelbei.spiclen
vor. So wandte sich eine junge Frau an den »Kummerkasten
(le.s Parlaments«, die sich um eine Ausbildung im Polizei
vollzugsdienst beworben hatte. Sie erfüllte nahezu alle Krite
rien, erhielt aber eine Absage mit der Begründung, dass eine
leichte Hormonstörung sie polizeidienstuntauglich mache.
Der Petition,sausschuss sah den Vorgang als absurden Ein
griff in die Gtundrecluc auf Beruf-sfreiheit und Gleichbe-
handkm^und wandte sich ans Innenministerium.

■•Bi.s zu 40 Prozent aller Frauen leiden unter Hormon-
schwankimgen««. hielt Ho we in ihrem Bericht fest, »und wel
cher Mann kennt eigentlich seine hormoneilen Schwankun
gen?«

Paradox sei zudem die weit hergeholte Begründung, falls
die Bewerberin einmal eine 1-lormontherapic machen sollte,
um ein Kind zu bekommen, .sei »möglicherweise ihr Einsatz
im Wechseldicnsi gefährdet« Nach intensiver Diskus.sion sah

sich da,s Inncmninisteiium .schließlich doch in der Lage, die
Frau zur Beamtin auf Widerruf zu ernennen. Der Petitions-
ausschuss dringt aber weiter auf eine Änderung der seines Er-
achtcns verfassungswidrigen Verordnung.«^

An die.sem aktuellen Bei.spiel wird das Dilemma einer Be
schränkung auf Dichtziffern recht deutlich. Die Methode bil
det die Verändenmg von planungsrelevanten Parametern
nicht hinreichend ab. Systembedingte Au.sfallzciten, Krank-
heitstagcund zeitliche Aufwendungen von Qualiflzierungs-
raaßnahmen (z. B. Ausbildung [Aufstieg/verkürzteFH Aus
bildung]) reduzieren die Pcrsonalkapazität bei einem kon
stanten Atifgabcnvolumen. Daher kann die -Reclmimg;
Dichteziffer« bei veränderten Rahmenbedingungen nicht
aufgehen. Es fehlt die Verfügungsreserve.

Um es noch einmal deuilieh herauszustellen: Fallen in ei
nem Jahr z. B.
- ein variabler Feiertag auf einen Arbeitstag oder
- erhöht sich die Krankhciisquote im Durchschnitt um ei

nen 1 ag (z...B. Ursache: Alterschichtung, geschlcchtsspczi-
fische Besonderheiten) oder

- erhöht sich Weiter- bzw. Fortbildung um einen Tag,
dann fehlt in der Einsatzplanung eine Jahreskapazitäi von
184 bzw. 196 Stellen! Treten alle drei'Bedingungen glcich-
zcitlg ein, dann fehlt in diesem Jahr eine Pcrsonalkapazität
von ca. 600 Stellen, die nur durch Überstunden oder Mehr
arbeit aufgefangen werden kann. In jedem Fall leisten den Re
paraturdienst die Beschäftigten!

Der Rückschluss aus diesen Zahlen ist eindeutig und läs.st
wenig Spielraum:
Trotz Dichteziffer nruss ein Reservebedarf vorgesehen wer
den!

Wie dramatisch sich die Entwicklung vor Ort abzeichnen
kann, zeigen die aktuellen Zahlen einer Kreispolizeibehördc.
Bei einem Personalbestand von 720 Haushaltsstelien fiel al
lein durch Beurlaubung, Teilzeitarbeit, Ausbildungsmaß-
nahmcn temporär eine Arbeiiskapazität in Höhe von 52 Stel
len aus, Allein diese ausgewählten I^akcoren würden einen
Reservebedarf von 7 Prozent erforderlich machen. Über
diese Zahl lässt sich sicherlich diskutieren, vor allem aber
sollte darübcrdiskutiert werden. Am Ende dieser Diskussion
steht in jedem Fall: Fiin seriöse Pcrsonalbcdarfsplanung kann
auf einen Reservebedarf nicht verzichten.

Aus der Mcta-Sicht kommt man um eine kritische Frage
nicht herum: Was hat sich bezogen auf den Stcllenansatz von
40.000 Flaushaltsstcllen beispielsweise bei der Polizei NRW
in den letzten 20 Jahren verändert - etwa durch
1. Arbeitszeitverkürzung bzw. -Verlängerung: Feienage,

Wochenarbeitszeit, Jahresurlaub, Sonderurlaub etc.,
2. Veränderte Pcrsonalschichtung: Deutliche Zunah.mc des

Anteils von Frauen in der Polizei,
3. Erhöhter Aufwand an Aus- und Fortbildung während der

Dienstzeit,
4. Veränderung der Altcrsschichtung/Überaitcrung?

Wer auf Dichteziffern setzt, wird kaum vertvimdcrt sein,
dass der Stellcnumfang bei der Polizei seit Jahrzehnten n.a-
hezu stabil geblieben ist, obgleich sich die Berechnungspara-
mcter, die den personellen Umfang bestimmen, durch Ar
beitszeitverkürzungen, eine geänderte Porsonalstruktur
(z. B. Erhöhung des Anteils der Frauen) erheblich verändert
haben.

Es ist in NRW über all diese Veränderungen hinweg bei
ca. 40.000 Planstellen geblieben.'

3 Generalanzeiger Bonn, vom 09.03.2007, S. 4
4 Projektbericht •Ahcr.'i.vtruktur <lcr Polizei .NRW« S. 24.
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J aiir Planstellen 1  Stellen Gesarat
•^981 41.303 293 41.596

1990 39.4.50 1400 39.850

2000 41.091 1  1.772 42863

2005 39.863 1 602 40.465

3. >Poli7,cidienst ist gehobener Dienst-

Anfang der SOziger Jahre v/urden Forderungen laut, dass
-Poüzeidiensc gehobener Dienst ist«. Was das Herz, begehrt,
das recluierdgt der Verstand! Die zsvangsläufig damit ver
bundenen »Nebenwirkungen« aber wurden ausgeblendet.
Das kann nicht verwundern. Denn es hat den .>\nschein, dass
viele personalpolitische Entscheidungen im Personalbereich
des öfientlichen Dienstes zu vordergründig getroffen wer
den. Das wirkt sich vor allem in Bereichen mit eine.m großen
und koniple.xen Personalkörper-- wie es die Landerpolizeien
nun einmal sind - mitunter besonders nachteilig aus. Wer hier
nicht die vielen Nebenwirkungen - auch Sysiemverflechtun-
gen genannt - im Auge hat, kann ein so komplea-es System
sehr schnell in eine kostspielige Sackgasse lenken. Ob alle
Funktionen, die derzeit inü Polizeibe.imten besetzt sind, tat
sächlich dem gehobenen Dienst zugerechnet werden müssen,
ist zunächst einmal eine Frage der Arbeitsplatz- bzw. Stel
lenbewertung. In dieser Frage haben sich die Ländcrverwal-
tungen auf sehr grobe Verfahrens.modifikationen beschränkt
(summarLsche statt analytischer Verfahren). Tatsächlich aber
gehen die Systemvcrflechtungen und Auswirkungen der
Konzeption »Polizeidienst ist gehobener Dienst« weit über
diesen Aspekt hinaus. Das volle Ausmaß dieser tief greifen
den Entscheidung ist in der Entscheidungsphase (Mitte der
90iger Jahre) zu wenig bedacht worden. Die wirklichen Her
ausforderungen (Übe.'-aiterung/.Altersschicluung) sind, ob
wohl sie seit Anfang der SOiger Jahre offenkundig waren, viel
zu spät thematisiert worden. Es wurde zu vordergi-ündig ir
den vergangenen Jahrzehnten an Syrapto.men (fehlende per
sönliche Entwicklungsmögiichkeiten) gewerkelt, ohne dabei
die eigentlichen Herausforderungen (Überalterung des Per
sonalkörpers) zu erkennen. Beschworen wurde die ange
spannte Arbeits- und Berufszufriede.nheitund die vielen ent
täuschten Erwartungen. Die negative Stimmung wurde dabei
vor allem auch an den fehlenden Entwickliings- und Beför
derungsmöglichkeiten festgemacht. Das fühn zu ständigen
Nachbesserungen am gesetzlichen Stellenkegel (BBesGes.
§ 26). Als der Stelienkegel des mittleren Dienstes voll ausge
schöpft war, blieb nur noch die Überführung in den gehobe
nen Dienst als logische KonsequePiZ. dieses Fordcrungen-
karussells. Dabei hat noch keine Generation von Poiizeibe-
amten die »Wartezeiten« auf eine Beförderung einhalten
müssen, die bei Eintritt in den Poiizeidiensi auf Grund der
Bedingungen und Besonderheiten des gesetzlichen Stellen
kegels (Obergrenzen) vorgegeben und erkennbar waren.
Wennsich die persönliche Entscheidung, Polizist zu werden,
an den zu diesem Zeitpunkt gültigen Karrieremöglichkeiten
onemiert hätte, war zu keme.m Zeitpunkt ein objektiver Tat
bestand erkennbar, der eine Enttäuschung über die beruf
lichen Entwicklungsmögiichkeiten gerechtfertigt häuc.^ Alle
Poliz.istcn haben eine deutlich bessere Karriere vorgelegt, als
sie es bei Eintritt in den Polizeidienst erwarten konnten.

5 Vgl, hierzu die Bercchung, die sich aus einer idealen Altcrsschich-
tiing und den Gegebenheiten des gesetzlichen Stcllcnkegcls ergibt.
Hierzu Vortrag unter wivw.fhoev-nnv.de/nieixr,er/Portal login:
N.>njc: UserPnlizei Passwori pol2C07, Doivn-Ioad- VoriracMärz
Folicnbi.-ut !S ff.

rrotzdeni machte sich in der Vergangenheit statt Freude Ent
täuschung breit. Einige Gründe hierzu werden in diesem Bei
trag am Beispiel der Personal- und Srcllenbedarfspianung,
der Stelicnbewertung, der Personalentwicklung und einer
langfristig ausgerichteten Laufbahn- und Wcrdegangspla-
niing aufgezeigt.
Die Auswirkungen der Weichenstellung »Polizeidienst ist

gehobener Dienst« sind vielfältig. Eine kleine Auswahl der
mittelbaren und der unmittelbaren Auswirkungen seien hier
einmal genannt:

.6

6.

Unmiit elba re A u swirkung en

Entscheidung für die .A-Besolduiig
Entscheidung für Nachschlü.ssdungen (Winzerfeste)'
Das erhöhte Qualifikationsniveau führt zu erhöhten Pro-
dukrkosten (aktiver, passiver Bereich).
Die Parameter der Bedarfsplanung verändern .sich nach-
haitig - erhöhte Einstellungsquote -.
»^Abschreibung« erhöhter Bildungsmvestition, reduziert
auf weniger Jahre.
Die Besoldungskosten zwingen zu einer »neutralisieren
den« Aufgaben-Abschichtuifg,
Die Gesamcvei-weilzeiten verkürzen sich.

8. Die Vcrsorgungslasten pro Planstelle erhöhen sich.

j>.

Mittelbare Auswirkungen

Alcersadäquate Arbeitsplätze werden aus Kostenüb^le-
gungen durch Neuorganisation (mehr Polizisten auf die
Straße) abgeb <-ui.
Um Personalkosten einzusparen, kommt es zur Ab-
scliichtung von /Ynne.v-Aufgaben/outsourcing.
Von den Generalisten hin zu Spezialisten im Annex-Be
reich - wobei sich die Grenzen verschieben.

4. Verunsicherung der Leistungsträger durch Veränderung
der Wen- und Anreizstruktur (Befördenmgen nach dem
Kriterium Zeit und an anderer Stelle nach Leisrung/Stern-
c.hen-Dienstposten).

5. Belastung des Arbeitsklimas durch Eingriffe in das tradi
tionelle Anreizsystem (Drei Säulen in NRW mit nicht
mehr erkennbaren einheitlichen Beförderungsstrategien),

6. Temporäre »Durchlauferhitzer« werden »normailsien« -
(Nachschlüsselungen erhöhen das Beförderungstempo).

7. Beförderungscrwarrungen werden überhöht (Beförde
rungen werden zu einer Zeit- und nicht zu einer Leis
tungsfrage).
Belastung des Arbeitsklimas: Gehobene Ansprüche füh
ren zu ständigen Nachforderungen.

S.

4. Welche Voraussetzungen sind für eine faire und
transparente Bezahlung des Polizeidienstes zu
erfüllen?

Es gibt in den öffentlichen Verwaltungen für bestimmte
Funktionsbcrciche zugeschnittene Besoldungen, wie etwa
die Richterbesoldung, die Hochscliuilclirerbesoldung. Dort
hat man festgestellt, dass die Gegebenheiten einer A-Besol-

6 1965, 1969und 19971 gibt es In deröffcndichcn VcnvaltungNach-
tragshaushahe, die zu einer Vcrbc.sserung des Stellenkegels führ
ten. Dadurch konnten beispielsweise Studienräte zu Oberstudicn-
rätcn ur.tl Studiendirektoren im großen Stil befördert werden, oh
ne dass sieh die Punktionen änderten. Daher »Alle Flaschen mit
treuem F.tikctl", Vgl. hierzu .rueh K.arnerc — gcwussi wie. Rostrach
1991, S. ! 16 ff.
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■ düng »nach ihrer Wenigkeit unter Berücksichtigung der ge-
mcinstimen Belange aller Dienstherren den Besoldungsgrup
pen« (vgl. BBfsGcs. § IS) nicht die bc.sondcrcn Behänge des
öllemiichen .^uigahen- und l'unktion.sh^reichs abbilden
können. So hatte man durchaus auch irn Bereich Polizei im

Rahmen der Reform darüber nachdenken können, welche
Vor- bzw. Nachteile für die Beibehaltung der z\-Bfsoldung
oder alternativ einer P-Bcsoldung sprechen. Auch im milita-
ri,schcn Bereich war die.s iinrncr wieder eine Frage. Ein si
cherlich sclilagcndcs .Argument gegen einen Sonderweg war,
d.iss man .sich kuigfristig in einer größeren Gemeinschah
gleicher Intercs.senten besser avilgchobcn fühlen kann. Wenn
ntan die Entgeksttaiktur der Polizei etwas genauer hctrach-
lec, dann läs.st sieh im Ans.atz durchaus eine Art Polizfibc-
.soldung (etwa durch be.sondcrc Leistungszulagen, komfor
tabler Siellcnkegel, freie ideilfürsorge (in einigen ßuntleslän-
ticrn), Vorgezogetie Altersgrenzen etc. = A-Besolclung mit
Sahnchaubchcii) unter dem gcmein.samcn Dach der A-Bc.so!-
dung ausni.achen.

Be.s.Gr. Punktwcrl Bcs.Gr. j Punktwen Bcs.Gf. Punktwert

ib H? A V i.)b 297 A 13 ab 527

A f) ab 177 A 10 lab 3.17 A !•) ab 397

Ä 7 ab 212 All l ab a02 A 15 ab (,7Z

A8 ab 252 A 12 1 ab •t62 A 11, ab 752

r  - f. SteflenFewÄr'*' C ; "

iLw

LSwfWjrivty*;] L-tjj^tCivryie 1
■ri JeTfi/nyiJa« 'r*

i Ru^dgtMr- i 1 Rtn^^vilKitwr- '
i  fttlnti j litlrBi

1  Ksilalogvir- StiiftiivuatzafiL

1  fillBtll verüilicn
1  1

M  , I i ij'ini' i i< 'I

Für die A- Be,soldving könnten au.s der persönlichen Sicht
der Beamten vor allem auch die Obergrenzen (BBcsGes. § 26)
.sprechen. Dort geht es niciit itur um die Zuordnung zum ge
hobenen Dienst, sondern hier wird auch das berufliche Auf-
wärt.s'strehen über die Obergrenzen recht komfortabel gere
gelt. Zwar sieht der § 2.5 BBcsGes. vor, dass die Beförde-
rung.sämter, soweit bundesgesetzllch nicht.? anderes be
stimmt ist, nur eingerichtet werden dürfen, »wenn sie sich
von den Ämtern der niedrigeren Be.soldtmgsgruppe nach der
Wenigkeil der zugeordneten Funktionen wesentlich abhe
ben.« Liest man diese gesetzliche Vorgabe so, wie sie gemeint
ist, dann tnüssrcn alle Amier nach einem analytischen, zu
mindest aber .summari.sehen Bewertungsverfahren bewertet
wc.^dcn.

Was hier gefordert ist, scheint nicht überall Praxi.s zu sein:
Denn jeder .'\rbcitsplatz müssie somit einen Arbeit.splatz-
wcrt autweisen. Nehmen wir als Beispiel ein analytisches
Stellen- bzw. Arbeit.sp!af/.bcAvertungsverfahren - etwa das
der KGSt. Dieses analytische Ver),ahren sieht 7 Kriterien zur
Bcwertungdcs Arbeitsplatzes vor. Jedes Kriterium isi in Siu-
ien mit zugeordneten Punkiwerten definiert. Auf der B,asis
einer aktuellen Stelleribcschreibung wird jeder Arbeitsplatz
mit dieser Mcislaite bewertet. Am Ende kommt ein Arbeits-
platzwcrt heraus.

Dieser Punktwen etuscheidei. welche Besoldungsgruppe
der Arhciisplaiz erhiill. Das Ergebnis derSummntion der .sie
ben Kriterien ist die Grundlage für die lolgende Tabelle.

Sosvcic die Theorie, die gesetzlichen Vorgaben und der An
wendungsbereich ^Beamte der Kommunalverwallung!«

Die Praxis bei der Polizei ist inde.s .schlichter. Das beginnt
beLspielsweisc mit der Bewertung der Polizeibehörden. Bei
Präsidien entscheidet das Kriterium »Linwoiinerzah]«, oh
eine Bewertung mit B -1 BBesO oder mit B 2 als angemessen
zu sehen ist. Diese recht .stumpfe summari.sclic Sicht .setzt sich
dann weiter nach unten hin fort: Für die Funktion Leiter GS
war bis zur Neuorganisation in NRW weitgehend einheitlicli
eine Bewertung mit A 15 vorgesehen, bei einer entsprechen
den Einwohnerzahl (z. B. Landkreise) und einigen Sondcr-
funktionen gibt e.s auch .schon mal eine Bewertung mit A 16.

Noch erstaunlicher werden die Auswirkungen dieser recht
globalen summarischen Bewertung, wenn für ein und die
gleiche Funktion Arbeitsplaizwerre von A9 bi.s Al l, in eini
gen Fällen sogar bis* A 13 möglich sind. Vorjahren schien die.s
im gclvobcnen Dienst der Polizei in einigen Bundesländern
kein besonderer Grund zu sein, um'imruhig zu werden (vgl.
gesetzliche Vorgabe). Zwischenzeitlich hat sich .sicherlich an
dieser Pra.xis einiges geändert. Aber der erforderliclie Durch-
brucli steht wolil noch bevor.

Linter der Überschrift:
»•Der Vergleich mit Pfleger und Chirurg ^
- Funktionsordmmg stöfk auf Kritik«
wird der neue, ,summari.sche Bcsvcrtimgsansatz der Polizei
NRW von den Betroffenen äußenst krjii.sch bewertet. Viele
vermissen in diesem Ansatz eine überzeugende Logik und
beklagen, dass die.ser Weg .auf wenig Akzeptanz stößt und da
her Demotivation unter den betroffenen Polizisten auslost.
«Der Beamte,« so heißt, es da beispielhaft, «der eine Mord
kommission leitet, wird dann nur noch eine A 11 Stelle ha
ben; genauso wie der Schutzpolizist, der den '.["atort mit ei
nem Flatterb.and absperrt.«' Eine überzeugende ~ und das
wäre eine analytische Bewertung - sähe anders au.s.

■In der 14, Ausgabe 2007 greift der Focus^ das Dilemma auf
und titelt:
»Polizi.sten Frust: Top-Cops grciien Minister an«
und führt dazu aus: «iMordermittler ... schlagen Alarm ... die
Politik habe den Polizisten den Boden entzogen. .. . tVlord-
aufklärungen werden demnach künftig nicht mehr dem Be
reich Schwcrstkriininalität zugerechnet. .. . Weil zahlreiche
Besoldung.sstdlen nach A 12 und A 13 gc.strichen sverdcn ...
sei ein E.sodusder Kapitalermittler programmiert. Viele Leis-
lungsträgcr würden in andere Dienststellen abwandern,«

Eines sollte man an die.ser .Stelle richtig stellen; Es werden
weder Beförderungsstcllen gc.strichen, noch kommen neue
derzeit, hinzu, Es werden lediglich die vorhandenen Diensi-
postcn - zun.ächst einmal nicht die. Planstellen - anders ver
teilt. Dahinter steht wahrscheinlich eine weitere Absicht. Es
be.siehi offensichtlich ein Handlungsbedarf, da sich eine
Schere zwischeit Planstellen und hoher bewerteten Dicnst-
postcn in den letzten Jalirzehnt.cn entwickelt iiat. Es maciit
durchaus Sinn, die Schere der im Organisationsplan ausge
wiesenen A 12/A 13 Dienstposteit auf die tatsächliche Plan-
siellenaiisstattung hin zu .sciiließcn.

7 Generalanzeiger für Bonn, 16.0.».2007. S. 6.
8 F'ocu.s 14/2007, pcilizi.sien L'rusi Top Cop.s greifen .Minister .in,

vom 2.April 2007, S. !S.
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Analytische Arbeitsplatzbewertung/ Stufenwertzahlverfahren

Lfd.Nr. Bewertungskriterium . Maxim.aler Punktwert Bewertungs-Stufen
1 Schwierigkeitsgrad der InformatiQn.sverarbeitung 250 10

2 Schwierigkeit.sgr.ad der dienstlichen Beziehungen 100 6

3 Grad der Selbständigkeit 100 6

4 Grad der Verantworcung 20 8

5 Grad der Vor- und Ausbildung 22 4

6 Grad der Erfahrung 8 4

7 Grad Körperliche Beanspruchung

Eine überzeugende Arbeiispia<zbewertung hat immer et
was zu tun mit der Kultur und den gewachsenen Werten ei
ner Organisation. Eine Arbeitsplatzbcwertung kann somit
nur mit und nicht gegen die Mitarbeiter erfolgen. Das Stu-
fenwertzahlverfahren baut diese Forderungen in das Verfah
ren ein: Für die Bewertung der Dienstposten werden heran
gezogen allgemeine Kriterien, Wertungstabellen, Richtbei-
spiele sowie die konkreten Belastungen und Beanspruchun
gen des Arbeitsplatzes. In diesem Verfaltrcn ist cifie Bewer
tungskommission in jedem Einzelfall tätig.
Summarische Bewertungen beschränken sich zu sehr auf

allgemeine, undilferenzierte und pauschal festgelegte Funk
tionen (statt auf die tatsächlichen Belastungen und Anforde
rungen des Arbeitsplatzes), und aus diesem Grunde kann
diese Methode offensichtlich nicht überzeugen. Solche sen
siblen Themen lassen sich nicht von einem ministeriellen
Schreibtisch aus anordnen. Stellenbewertung muss vor Ort
nach abgestimmten und vereinbarten Kriterien erfolgen.
Auch werden bei diesem groben Bewertungsansatz (pau

schale Bewertung nach Funktionen) die sich in den meisten
anderen Verwaltungen abzeichnenden neueren Entwicklun
gen übersehen: Die heute noch üblichen Bewertungskriterien
verlagern sich von dem Übergewicht der Hierarchie (Füh
rungshierarchie: Wer viele Mitarbeiter hat ...) hin zu einer
Ergänzung in Richtung auf eine Spezialistenhierarchie (vgl.
hierzu den neuen Tariiv-ertrag öffentlicher Dienst [TvöD]),
Das hatte durchaus bei der Polizei bereits eine Tradition, die
jetzt offensichtlich - entgegen dem allgemeinen Trend -
hinterfragt wird.
Neben diesem grundsätzlichem Problem gibt es in der Be

wertungspraxis der Polizei w'eitere gravierende Mängel.
Häufig geht man mit einem Augenzwinkern über die Tatsa
che hinweg, dass es zwischen einer Stelle A 9, einer Stelle A 10
und einer Stelle A 11 nachvollziehbare Belastungs- und Be
anspruchungsmerkmale geben sollte. Aus der Höhe des Am
tes sollte auch ein höherer Bewertungsansatz abgeleitet wer
den können. Je höher die Stelle bewertet ist, desto deutlicher
sollten sich diese Merkmale aus den Ämtern voneinander ab
heben. Tatsächlich sieht die Praxis anders aus: Viele Polizis
ten die auf einer A 9 bis zu einer A 11 Planstelle sitzen, unter
scheiden sich in ihrem Aufgabenspektrum kaum, häufig ist es
nur eine Frage des Alters.

Dahinter steckt ein weiteres Dilemma. Denn hinter dieser
großzügigen Spreizung (A 9 bis A 11) gibt es auch Arbeits
plätze, die nach A 12 und nach A 1.3 mit »Stern« bewertet
sind. Wer sich auf diese Stelle bewirbt und den Zuschlag er
hält, sollte umgehend zugesprochen bekommen, was andere
erst mit den Jahren erreichen.' In dem einen Fall wird über

9 Der neue I.trifvcrtrag .setzt für die öffentliche Verwaltung .ruch
hier andere Zeichen: Der Bewährung.s.iufstieg Ist gestrichen wor
den. .-Xlter soll kein Grund mehr für mehr Geld sein.

die Anciennität die Belörderung ausgesteuert (Die Planstelle
kommt zum Mitarbeiter), im anderen Fall über das Leis
tungsprinzip im engeren Sinne (Der Mitarbeiter muss über
ein ßewerbungsverfahren sich zu einer Stelle hin bewegen).

Dieses Vorgehen (Planstelle zum Mitarbeiter) ist auf den
ersten Blick pragmatisch, weil es den Personaleinsatz und die
Personalverts'endung nicht behindert; aus der Sicht des Leis
tungsprinzips ist es schwer, diese Praxis mit Argumenten zu
begründen. Da plausible Prinzipien und in sich schlüssige
Argumente fehlen, gewinnt Pysonal- und Klientelpolitik
(das »Flatterband«) ein besonderes Gewicht.

■ Halten wir fest: Der Stellenkegel beschränkt aus gutem
Grund den Trend, immer melir Stellen hin zu den höher be
werteten Ämtern zu verlagern. Die Höclistgrenzen dürfen
nicht überschritten werden. Viele leiten daraus ab, dass sie
voll auszuschöpfen sind. Es verwundert daher auch nkht,
dass alle Veru^altungen das Mögliche dieses Kegels in der
Vergangenheit auch voll ausgeschöpft haben.
Das ist auch bei der Polizei zumindest im höheren Dienst

der Fall. Hier sehen die Obergrenzen (vg. § 26 BBesG.) in den
Besoldungsgruppen A 15, A 16 und B 2 nach Einzelbewer
tung zusammen 40 v. H. vor und in den Besoldungsgruppe
A 16 und B 2 zusammen 10 v. H.

Genau dieses Bild spiegelt sich in der Planstellenausstat
tung Polizei NRW:

Obergrenzen Höherer Dienst

2005 7Kap03110 Soll IST
A15,A16, B 2 . 272 40 % 39,94
A16/B2 414 10% 11,06'°

Ein ähnliches Bild zeigte sich auch für den gehobenen Dienst,
vor der Reform »Polizei ist gehobener Dienst«.

Obergrenzen gehobener Dienst vor der Reform
Polizei Verwaltung

80er Jahre 1999 80er Jahre 1 derzeit
BesGr. A 13 5 V, H. 10 v.H. 4  i 6 v.H.

BesGr. A 12 15 v. H. 20, v.H. 12 16 v.H.

Be-sGr. All 30 V. H. 30 V. H. 30 30 V. H.

BesGr. A 10 32,5 V. H. Insgesamt
40

35,1 Insgesamt
48BesGr. A 9 17,5 t. H. 18,9

Welche Obergrenzen, so stellt sich heute die Frage, wer
den künftig im gehobenen Dienst der Polizei - etwa in NRW
- eine angemessen Bewertung repräsentieren? Noch wird es
einige Jahre dauern, bis die Reform vollzogen ist. Noch gibt
es beispielsweise im gehobenen Dienst die drei Säulen
1. Polizeibeamte mit dreijährigem Fachhochschulabschiuss,
2. Polizeibeamre mit verkürzten »Fachhochschulausbil

dung,

10 In den 2.ahleri sind auch die Stellen des .Ministerium enthalten, die
nicht in die Obergrenzenverordnung fallen.
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"3. Poiiz.eibeajnie ohne Fachhocliscliulabscliluss (Übcrlei-
tung).
Niminl man tlie aktuelle Aussiattui'.g (2006), dann zeigt

sich folgendes ßikl für den gehobenen DicrAt:

BoGr. Absoiyi/IST V. H. IST .SOI.L niÖKl. SOLI.
aj:> \J\2 3 3 2,i3S S2f, ■

A 12 7A A- i(> 5.6% ,3.055

A n S,/44 24,5 30 t0.f..S0 i.936

A 10 27,7 t, 27,?

A 9 13,045 .^0.6

55.f»35

Wie wird sich die Plansceliensiiuntion zukünfcig darstel
len? Denkbar sind mehrere Alternativen:

Alternative 1; Die drei Säulen werden in den näciisiei) Jnii-
ren initeinandcr verschmelzen. D.i zur 'Zeit der Zugang zur
Polizei nur über deti Abschluss FH vorgcsclteti ist, sind die
Säulen 1 und 2 Au,s!aufniodcllc. In dem Fall ist e.s kaum dar

stellbar, dass der bisl.mg gültige und für die Polizei komfor-
t.ible Kegel in die,scr Höhe Bestand haben rvird. Dctikbar ist,
dass er auf das Vcrwaltungsnivcau und die dort gültigen
Quoten zurückgeführt wird.
Alternative 2: Sollte die Auffassung mehrhcltsfähig werden,
dass der Polizeidienst nicht in allen Futrktionen gehobener
Dienst ist, dann könnte es zu einem »aufgo.srjfcen« mittleren
Dienstes kommen. Vergleichbare Entwicklungen kontuo
m.ui in den Strcitkr.ifien .lusmachen (miliiäriachlicher Dienst
bzw. die Dicastgradc der Stabsfeldwebel und Obersiabsfcld-
wcbel).

Alternative 3: F.s kotnnu wieder zu einem k]n.ssischen niiit-

leren Dienst, ggf. mit einem Spitz-cnarnt der ßesGr. .All.
Schöpft man langfristig die Möglichkeiten der Steiletiober-

grcnzcn (Bezug Verwairung) aus, dann köntiten zu den vor
handen 1.312 A 13 Stellen weitere 826 Stellen hinzukoniinen.

Ob dieser Rahmen dann aucit von der Funktltrn itcr .sinnvoll

eingesetzt werden kann, lä.ssi sich bcancworteu, wenn in
einem überzeugenden Arbeiispl.itzbewcrtung,sverfahrcn die
Arbcitsplaizwerte vorliegen. Gerade bei Neuorganisationen
ist erkennbar, dass .lite, meist grob summarisch gewonnene
Bewertungen herabgestuit, andere Funktionen aufgewertet
werden. Das stellt große Herausforderungen an die Perso-
naleinsatzplanung. Mitunter fühn es dazu, cla.s,s der Sicllcn-
inhaber auf der abgewerteten Funktion mit seiner höheren
Besoldungsgmppe verbleibt, und dann für die neue Funktion
die entspreciiende Planstelle nicht vcrfügb.ir ist, £s komm:
dann zu einer Schere zwi.sdien der Bewertung der Stolle und
einer entsprechenden Planstelle. D.is .schafft Druck. Vor
Landtag-swahlcn könnte dieser Druck die Erkeisntnis för
dern, dass die gcdcckelten Von- Hundertsätzc geöffnet wer
den sollten.

Die heutige Aus,st.ntung .in A 13 (10 v. H.) und die A 12
( 20 V. H.) svärc .ruf eine Basi.s von 13.000 Scciien au.sgerich-
tct. Tatsächlich geht es .d:ier um 35.000 Rcanue in dieser
LaulBahngruppc. Man br.-iUcht kei.ne feinsinnigen Progno,se-
tcchnikcn, um bereits an dieser 'Zahl auszumachen, wie sich

die Zukunft entwickeln wird. Für cic.se Tcihmenge (13.000)
w.ire ein jährlicher Ergänzungsbedarf von ca. 330 bis 340 Ein-
stellungcn erforderlich. Wie auch immer die Entwicklung
weitergehen wird: Die Einstellung.squotcn der letzten Jahre
lagen bei dem 3- bi.s 4-f.ic.hcn: Eine neue »Laufbahn-Kou-
zeplion« würde zu einem iteuen .Allcrsbauch fültrcn.. Dann
wäre die Zukunft für viele endgüitig verplant. Es .sollic klar
sein, dass jede Entscheidung, die man trifft und die eine län
gere Halbwerizeit llat, sich langfristig gravierend auf die Per-
sonalpohtik und die PersonaLstruktur auswirkt.

Erklärtes Ziel ist es heute noch, die Aufsteiger ohne FH-
Abschluss nicht über die Besoldungsgruppe A 1 1 hinau.s zu
befördern. Dann konnte eine Be.sctrränktmg der Kcgelung
von 52,5 V. H. in A 9, 37,5 in A ,10 und 10 v. I I, in A 11 be

zogen auf diese Teilgruppe vorgesehen werden. E.s machr
nachdenklich, ob diese Überlegung langlristig durchsetzbar
bzw. zu iialtcn ist. Offen ist dann auch die Frage, ob man
diese Tcilgruppe aus der Gesamtkegelung hcrausrechneii
kann. Eine verglcicid.iare Entwicklung zeigte sich bei den
.Streitkräften: Hier wurden die Stabsfeldwebel und Obcr-

stabsfcldwebei in den niiiitä'rfachlichen Dicn.si mit den

Dienstgraden I.eutnant bis H.auptmann übergeleitet. Heute
gibt es wieder beides; Den militärfachiichcn Dienst, dessen
Karriere einmal beim Flaupcmann enden .sollte, und die bei
den einmal gestrichenen Dienstgrade. Wer über diese Ent
wicklungen nachdenkt, erkennt, das.s sich sachliche Erwä
gungen mit Beförderungserwartungen mischen.
Wer daher darauf baut, dass sich die gerade Beglückten mit

diesem Glück zufrieden geben, könnte .sich in schon wenigen
Jahren enttäuscht sehen. Denn auch Erfreuliches wird schon
b.ald zu einem vermeintlich »angestammten« Recht: »Wa
rum«, so könnte kritiscii hinterfragt sverden, sollte bei
gleicher Tätigkeit - und einer vielleicht erkennbar besseren
Leistung-der eine bessere Chancen haben, nach A 12 und
nach A 13 zu kommen, als der andere? Der einseitig Blick
aut den Au.sbiidungsabsciilu.ss wird auf Dauer nicht über
zeugen können, wenn man die Laufbahnen so miteinander
vermischt. ,

Rück.schlü.sse aus den Daten und den

Erfahrungen aus anderen Bereichen

1. Wer heute .sagt, für die Sliulc 1 sei da.s Ende bei Al l, der
verkennt die Wirklichkeit und den Druck, der sich in den
nächsten Jahren aufbauen wird!

2. Ohne ein klares Bcfordcrungssysiern, gerät die Belor-
dentng.s- und Karrieregestaltung der Polizei in ein ab.scli-
barcs Chaos - oder alicr in teure Nachbcssemngen

3. Die BelBrdcrung.sau.ssidilcn entwickeln sich in einem
ungesunden zyklischen .Ablauf'l

Aber noch ist dicvser Prozcss nicht abgcschlos.sen. Noch
(2006) warten über 2.700 Polizeibcantte, dass sie in den ge
hobenen Dienst überführt werden. Bleibt es bei der Rasanz
der letzen Jrdire, dann könnte diese Aktion in zwei bis drei
Jahren abgeschlossen .sein - vorausgesetzt, die laufbahn-
rcchilichen Mindc.stzciien .sind erfüllt. In diesem Fall erhö
hen .sich die Potentiale der Nachschiüs.sc!ung um weitere 166
A 13 Stellen, 432 A 12 Stellen und 810 A 1 1 .Stellen. Das sind
fette Jaitre für alle, die auf eine schnelle und außergewöhn
liche Beförderungen bauen. Doch bei .so exzellenten Voraus
setzungen wird es nicht bleiben. Wer in diesem »Schneebail-
.system'* richtig platzten ist, für den ist viel möglich.' An
deren, die später kommen, bleibt nur noch da.s Klagen über
die verbauten Chancen. Und damit wäciist der Druck auf

Per.sonalabreiiutigcn, Jntercs.sensvcrtrctungen und Politik.
Sollte der Stellenkegel bi.s dahin nicitt voll au.sge.schöpfi
sein, $pätc.stcns dann werden die .Argumente schärfer vorge
tragen,

(zc'ircl fortgcsctxt)
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